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Eine Verfassung ist ein Rahmen 
Eine Verfassung institutionalisiert in 
rechtlicher Form den allgemeinen Rah-
men, innerhalb dessen gesellschaftliche 
Interessen sich ausdrücken und soziale 
Konflikte sich austragen lassen. 

Nach dieser klassischen Auffassung darf 
eine Verfassung nicht eine bestimmte 
Politik inhaltlich vorschreiben, wie das 
der EU-Entwurf tut. Im Gegenteil, 
schreibt der Verfassungstheoretiker Die-
ter Grimm, die in einer Verfassung ein-
geschriebenen Grundrechte sollten „die 
verschiedenen gesellschaftlichen Funk-
tionsbereiche: die Wirtschaft, die Wis-
senschaft (…) von einer durchgängigen 
Politisierung bewahren…“. Der Nutzen 
und die Kraft der Verfassung bestehe 
darin, dass „sie jenseits aller Gegensätze 
einen Grundkonsens über Zweck und 
Gestalt des Gemeinwesens formuliert 
und diesen dem tagespolitischen Kampf 
entzieht. Damit schafft sie Beständig-
keiten im Wandel, erlaubt den zivilisier-
ten Austrag der politischen und sozi-
alen Konflikte und macht Mehrheits-
herrschaft erst erträglich.“ 1

Der Unterschied zwischen Verfassung 
und „tagespolitischen“ Entscheidungen 
drückt sich ja auch darin aus, dass in 
der Regel für eine Änderung der Verfas-
sung andere Prozeduren mit höheren 
Hürden vorgesehen sind als für „nor-
male“ Gesetze.

In krassem Gegensatz zu einem solchen 
Kriterium steht vor allem der dritte Teil 
der EU-Verfassung. Die in „tagespoli-
tischen“ Auseinandersetzungen ausge-
handelten Verträge der letzten Jahre 
werden hier noch einmal abgeschrieben, 
im gleichen Geist ergänzt und mitunter 
noch weiter präzisiert – gemäß einem 
momentanen sozialen Kräfteverhältnis 
bzw. gar dem politischen Gewicht ver-
schiedener nationaler Regierungen. Dies 
gilt am auffälligsten, aber nicht nur, für 
eine Wirtschaftspolitik der allgemeinen 
Deregulierung und Privatisierung. Ein 
quasi parteipolitisches Programm wird 
so auf Verfassungsrang erhoben 

Die Frage der Legitimität

Nicht mehr in narrativen Mythen wie 
zur Zeit der Pharaonen, nicht mehr bei 
Gott oder dem gottgesandten Fürsten, 
und auch nicht beim inspirierten Geist 
eines Premiers liegt die Quelle der Legi-
timität in einer modernen Demokratie. 
Wie steht es mit der Legitimität dieser 
geplanten Verfassung? 

Könnte sie beruhen auf dem mehrheit-
lichen Beschluss eines Konvents – der 
nicht aufgrund expliziter unterschiedli-
cher Optionen gewählt werden konnte? 
Auf einer Entscheidung des Rates (also 
der Regierungen!) – die nicht mehr zur 
öffentlichen Debatte stand? Schließlich 
auf parlamentarischen Entscheidungen 
oder gar Volksbefragungen – bei denen 
die gewählten Parlamentarier und die 

Bürger nur noch Ja oder Nein zu einem 
unverdaulichen Text sagen können, des-
sen grundsätzliche Optionen niemals 
Gegenstand einer breiten, kontroversen 
öffentlichen Debatte waren? 

Demokratische Legitimität kann nicht 
allein beim Mehrheits-, ja nicht einmal 
beim Konsensprinzip liegen. Es kommt 
vielmehr darauf an, WIE eine Mehr-
heit (oder ein Konsensus) überhaupt 
zustande kommt, wie (trotz Mehr-
heiten) die Interessenkonflikte ausge-
tragen werden und werden können, 
wie Minderheiten ihre Interessen und 
Ansichten zur Sprache bringen können 
– also auch, wie offen und kontrovers 
der Diskussionsprozess verlaufen kann 
und tatsächlich verläuft. 

„Das historisch erste Recht war das 
Recht auf Ketzerei“, schreibt der ita-
lienische Philosoph Flores d’Arcais: „Es 
geht nämlich darum, die Autonomie 
der freien und gleichen Wahl sicherzu-
stellen. Das heißt, jeder Einfluss von 
außen, der die demokratischen Ent-
scheidungen des Einzelnen beeinflusst, 
muss eingedämmt werden (…) Deshalb 
müssen wir in der Verfassung Normen 
verankern, die ein unparteiliches Infor-
mationssystem fördern, so weit Unpar-
teilichkeit angesichts der menschlichen 
Bosheit überhaupt möglich ist. Darüber 
hinaus sollen wir alles tun, eine kriti-
sche und nachdenkliche Kultur auf gan-
zer Breite zu ermöglichen, und alles 
zurückdrängen, was unsere Intelligenz 
dem Konformismus ausliefert.“2

Ist dies eine Verfassung?
Kritische Anmerkungen zum Charakter des EU-Verfassungsentwurfs

André Hoffmann

Die folgenden Überlegungen messen den Entwurf einer EU-Verfassung an bescheidenen Maßstäben. 
Es geht lediglich um die Frage, inwiefern der EU-Verfassungsentwurf den Kriterien einer Verfassung 
und den Ansprüchen demokratischer Legitimation entspricht. 
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Solchen Normen demokratischer Legi-
timation entsprechen weder die Art 
und Weise, wie der vorliegende Entwurf 
ausgearbeitet wurde, noch die Proze-
duren seiner Ratifizierung. Die Dro-
hungen und Erpressungen, die vor den 
Abstimmungen ausgestoßen werden, 
die bereits erschienenen und künftigen 
Glanzbroschüren mit ihrer einseitigen 
Propaganda sind das Gegenteil eines 
„unparteiischen Informationssystem“ 
und sollen tatsächlich „unsere Intelli-
genz dem Konformismus ausliefern.“ 
Und auch die Bestimmungen des Tex-
tes selbst werden diesen Normen nicht 
gerecht: sie regeln eben nicht die fairen 
Randbedingungen, die einen offenen 
Interessenkonflikt ermöglichen – son-
dern schreiben von vornherein die Vor-
herrschaft bestimmter Interessen und 
eine wirtschaftsliberale Dogmatik fest. 

Verfassung und Wirklichkeit
Jede Verfassung spiegelt das gesell-
schaftliche Kräfteverhältnis wider, 
unter dem sie zustande kommt. Aller-
dings gingen den historischen Verfas-
sungen in den USA und Europa in der 
Regel tiefe gesellschaftliche Bewegun-
gen voraus, die einen „utopischen Über-
schuss“ in die Verfassungen hinein-
brachten, der dann wiederum Erwar-
tungen und Forderungen für den gesell-
schaftlichen Fortschritt mobilisieren 
konnte. Prägnantes Beispiel: Die konsti-
tutionellen Grundprinzipien von 1789: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. Eine 
Art „Prinzip Hoffnung“ gehört zum 
Wesen einer Verfassung. So formuliert 
es einer der bekanntesten deutschen 
Verfassungstheoretiker:

„Ihrer Funktion gemäß ist die Ver-
fassung zu allererst ein Inbegriff von 
Rechtsnormen. In dieser Eigenschaft 
bildet sie nicht die soziale Wirklichkeit 
ab, sondern richtet Erwartungen an sie, 
deren Erfüllung nicht selbstverständ-
lich ist und eben deswegen rechtlicher 
Stützung bedarf. Die Verfassung bezieht 
also Distanz zur Wirklichkeit und 
gewinnt daraus erst das Vermögen, als 
Verhaltens- und Beurteilungsmaßstab 
für Politik zu dienen.“3

Es ist also keineswegs nebensächlich, 
wenn in einer europäischen Verfassung, 
und zwar ausgerechnet in der viel gelob-
ten Charta der Grundrechte (Teil II) das 
Recht auf Arbeit, das noch in vielen 

nationalen Verfassungen (auch in der 
luxemburgischen) und zum Teil präzi-
ser noch in internationalen Pakten fest-
gehalten ist, dem „Recht zu arbeiten“ 
gewichen ist (Art II-75); wenn im III. 
Teil nicht mehr die Vollbeschäftigung, 
sondern ein vages „hohes Beschäfti-
gungsniveau“ als Ziel gilt (III-205); 
wenn nur mehr der Pflichtschulunter-
richt unentgeltlich sein soll (Art II-
74-(2)); wenn nicht das Recht auf 
ein existenzsicherndes Einkommen, 
nicht das Recht auf eine Wohnung, son-

dern nur das „das Recht auf soziale 
Unterstützung und eine Unterstützung 
für die Wohnung“ festgehalten wird 
(Art II-94 (3)) - oder wenn das Streik-
recht gleichermaßen den „Arbeitge-
bern“(!) wie den „Arbeitnehmern“ zuge-
standen wird. Diese Verfassung bildet 
eine unzulängliche Wirklichkeit nur 
noch ab, verliert die Distanz und 
schraubt die Erwartungen an die Poli-
tik bestenfalls zurück auf die Erhaltung 
des Status quo, im aktuellen Kontext 
aber eigentlich auf eine sozialpolitische 
Regression! 

Soziale Grundrechte
Die klassischen Verfassungen des 18. 
und noch des 19. Jahrhunderts waren 
insofern liberal, als sie die Macht und 
die Willkür der staatlichen Macht ein-
schränkten, indem sie vor allem die 
grundsätzlichen Freiheiten und die for-
male Gleichheit der Bürger festschrie-
ben ebenso wie die zum Teil sehr einge-
schränkten Formen der Beteiligung an 
politischen Entscheidungen.

Das Massenelend der Industriegesell-
schaft entlarvte den Gegensatz zwi-
schen Anspruch und Wirklichkeit. Die 
formale Gleichheit und Freiheit konnte 
die reale Ungleichheit und die 
Unfreiheit der vielen nicht verdecken. 
Die Realisierung der „bürgerlichen“ 

Grundrechte beruht auf konkreten sozi-
alen Voraussetzungen. Ohne Arbeit, 
Einkommen, soziale Absicherung, 
menschenwürdige Wohnung bleibt die 
Autonomie des Staatsbürgers eine leere 
Phrase. Die klassischen Grundrechte 
mussten also um „soziale Rechte“ 
ergänzt werden. 

Die sozialstaatlichen Grundsätze – die 
bis in die Verfassungen hinein einen 
wenn auch begrenzten Eingang fanden 
– waren nichts anderes als die logische 
Fortführung der klassischen Rechte 
und Freiheiten der bürgerlichen Auf-
klärung angesichts einer Realität, die 
deren Wahrnehmung für viele unmög-
lich machte! 

„Aus der Dialektik von rechtlicher 
Gleichheit und faktischer Ungleichheit 
begründet sich die Aufgabe des Sozial-
staats“, schreibt Jürgen Habermas. „Der 
aus den Grundrechten selbst begründete 
sozialstaatliche Interventionismus“ sei 
auch die Voraussetzung einer allge-
mein akzeptierten Legitimität – im 
Rahmen des Nationalstaats: „Insofern 
hat die sozialstaatliche Politik eine 
nicht unerhebliche Legitimationsfunk-
tion übernommen.“ Sozialstaatliche 
Politik heiße natürlich vor allem „redis-
tributive Sozialpolitik“, aber sie heiße 
wesentlich mehr: nämlich in allen wich-
tigen gesellschaftlichen Bereichen dem 
so genannten freien Markt Grenzen zu 
setzen – wegen seiner sozial destrukti-
ven Tendenzen. „Viele Infrastrukturen 
des öffentlichen und privaten Lebens 
sind von Verfall, Zerstörung und Ver-
wahrlosung bedroht, wenn sie der Regu-
lierung durch den Markt überlassen 
werden.“ 4

Die gesellschaftliche Regulierung des 
Marktes statt der Regulierung durch 
den Markt leitet sich also aus den grund-
sätzlichen (ursprünglich bürgerlichen!) 
Rechten und Freiheiten ab – wenn sie 
von allen genutzt werden sollen!

Selbstregulierung des Marktes

Der Abbau genau dieser Regulierung 
gehört zu den obersten Prinzipien des 
EU-Verfassungsentwurfs im 1. Teil, sie 
wird auch bis in die Einzelheiten durch-
dekliniert im politischen Programm des 
3. Teils – und die Grundrechte der 
Charta (Teil II) werden durch diese 
Priorität stark eingeschränkt.

Diese Verfassung bildet eine 
unzulängliche Wirklichkeit nur 

noch ab, verliert die Distanz und 
schraubt die Erwartungen an die 
Politik bestenfalls zurück auf die 

Erhaltung des Status quo. 
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Zu den allerersten grundsätzlichen Zie-
len der Union zählt der „Binnenmarkt 
mit freiem und unverfälschtem Wett-
bewerb“ (Art I-3-2. und dann immer 
wieder). Zwar zielt der nächste Para-
graph auf „eine in hohem Maße wett-
bewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, 
die auf Vollbeschäftigung und sozialen 
Fortschritt abzielt“ (Art I-3-3.). Aber im 
dritten Teil heißt es ausdrücklich, die 
Anwendung dieses Artikels I-3 muss 
„dem Grundsatz einer offenen Markt-
wirtschaft mit freiem Wettbewerb 
verpflichtet“ sein (III-177)! Von „sozi-
aler Marktwirtschaft“ an dieser ent-
scheidenden Stelle keine Rede mehr. 
Geschweige denn von einer möglichen 
Regulierung des Marktes.

Es heißt, die Verfassungsprinzipien der 
nationalen Demokratien gerieten durch 
die wirtschaftsliberale Globalisierung 
(die allerdings nicht vom Himmel fiel) 
unter Druck. Vor allem die sozialstaat-
lichen Grundrechte seien nur mehr 
schwer auf nationaler Ebene zu halten 
oder gar auszubauen – wegen des glo-
balisierten Wettbewerbs, der zum Krieg 
der Standorte führe. Wenn diese These 
stimmt, dann hätten wir für die EU, 
den riesigen Binnenmarkt, mit einem 
erheblichen wirtschaftlichen und politi-
schen Gewicht auf der Weltbühne, eine 
Verfassung gebraucht, die die soziale 
Regulierung durch die Festigung und 
Ausweitung der sozialen und kulturel-
len Rechte in diesem großen Rahmen 
gewährleistet hätte. Ein überzeugendes 
und praktikables Gegenmodell zur glo-
balen Deregulierung!

Zurück ins 19. Jahrhundert?
Vor einigen Jahren hat Jürgen Haber-
mas in seinem Essay „Die postnatio-
nale Konstellation und die Zukunft 
der Demokratie“ die mögliche Zukunft 
Europas folgendermaßen formuliert: 

„Europa wird vor der Frage stehen, 
entweder den Problemdruck über den 
Markt – als Wettbewerb zwischen sozi-
alpolitischen Regimen, die in nationa-
ler Zuständigkeit bleiben – abzuwik-
keln oder dem Problemdruck politisch 
zu begegnen mit dem Versuch, in wich-
tigen Fragen der Sozial-, Arbeitsmarkt- 
und Steuerpolitik zu einer „Harmo-
nisierung“ zu gelangen. (…) Ob sie 
[die europäischen Institutionen] auch 
die Kraft haben, im Sinne einer posi-

tiven Integration marktkorrigierende 
Entscheidungen zu treffen und Rege-
lungen mit redistributiver Wirkung 
durchzusetzen.“5 

Mit dem Primat der Konkurrenz als 
oberstes Verfassungsprinzip der EU ist 
die Frage beantwortet - und wir dro-
hen in die bürgerlichen Rechtsvorstel-
lungen des 18. und 19. Jahrhunderts 
zurückzufallen. Was damals noch zum 
Teil als Ausdruck einer gewissen Nai-
vität der bürgerlichen Aufklärung gel-
ten konnte, ist heute, angesichts unse-
rer Erfahrungen und unseres Wissens-
standes, nicht mehr zu entschuldigen. 
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Griechenland verurteilt – wegen 
Abrüstung
"Der Europäische Gerichtshof hat den griechischen Staat zu einer erheblichen 
Geldbuße und zur sofortigen Umsetzung des Gerichtsbeschlusses verurteilt. 
Das griechische Parlament hatte mit großer Mehrheit beschlossen, die 
Rüstungsausgaben des griechischen Staates zu senken und statt dessen mehr 
finanzielle Mittel in die Instrumente der gewaltfreien Prävention und Konflikt-
regelung zu investieren. Die Europäische Kommission hatte Anklage gegen 
Griechenland erhoben wegen Verstoßes gegen die Bestimmungen der Europäi-
schen Verfassung, die (nach mehreren Anläufen) im Jahr 2006 in Kraft getreten 
war. Die Richter des Europäischen Gerichtshofs gaben nun der Kommission 
Recht. Sie beriefen sich auf den Artikel II-41(3) der EU-Verfassung: „Die Mit-
gliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu ver-
bessern.“ Griechenland muss nun eine Geldstrafe von 1 Million Euro bezahlen 
und sofort die Rüstungsausgaben wieder anheben.“ 

Es ist wohl einmalig, dass in einem rechtlich verbindlichen Text, der sich Ver-
fassung nennt, die Verpflichtung zu militärischer Aufrüstung festgeschrieben 
wird. So dass also auch wohl ein Gerichtsverfahren eingeleitet werden könnte 
gegen ein Land, das diese Verpflichtung nicht erfüllt. Ebenso ungewöhnlich 
auch, dass in einem Text mit Verfassungsrang eine militärische Allianz (Artikel 
I-41(7)) festgeschrieben wird. Ein Text mit solchen Bestimmungen kann keine 
Verfassung sein.




